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«... das jeweils unterrepräsentierte
Geschlecht»

2 Jahre Gleichberechtigung

«Mann und Frau sind gleichberechtigt.
Das Gesetz sorgt für ihre Gleichstellung,

vor allem in Familie, Ausbildung
und Arbeit. Mann und Frau haben
Anspruch auf gleichen Lohn für gleichwertige

Arbeit.»
Dieser in Art. 4 Abs. 2 der Bundesverfassung

(BV) statuierte Grundsatz wurde

am 14. Juni 1981 von der Mehrheit
von Volk und Ständen angenommen.
Hat die Verfassungsrevision die in sie
gesetzten Hoffnungen erfüllt?

Das Bundesgericht hat bis heute eine ein-|
zige staatsrechtliche Beschwerde gutge-
heissen. Nach diesem Entscheid müssen
Knaben und Mädchen bei den Aufnahmeprüfungen

zur Mittelschule gleichbewertet
werden. Der angeblich altersbedingte

Unterschied in der körperlichen und geistigen

Entwicklung der beiden Geschlechter
rechtfertigt nicht, die Leistungen der Mädchen

bei den Zulassungsprüfungen strenger

zu bewerten (BGE 108la22ff.). Beim
vorliegenden Fall hätte allerdings schon
die bisherige Fassung des Gleichheitsartikels

Abs. 1 von Art.4 BV «Alle Schweizer
sind vor dem Gesetze gleich...» zur
Anfechtung genügt.

Im weiteren trat das Bundesgericht auf
mehrere Beschwerden aus formellen
Gründen nicht ein (z.B. auf die Beschwer-

**de der OFRA Biel gegen die Regelung desffji
«iü*«: Hauswirtschaftskurses im Kanton Bern/
II-BGE vom 21. Sept. 1982).
Jß Die Auseinandersetzung mit dem

Gleichheitsgrundsatz hat auf gerichtlicher
Ebene bis heute also kaum stattgefunden.
Ebenso hat sich noch kein Gericht mit der
Lohngleichheitsproblematik beschäftigt.
Auf die Klage der Zürcher Krankenschwestern

(s. Fraz Nr.3) ist das Verwaltungsgericht
des Kantons Zürich nicht eingetre-

Der in Art. 4 Abs. 2 BV enthaltene Auftrag
an den Gesetzgeber, für die Gleichstellung
von Mann und Frau zu sorgen, wurde bis
heute nur zögernd wahrgenommen. Einzig
die laufende Eherechtsrevision sieht eine
weitgehende Gleichstellung vor, doch ist
abzuwarten, wie die endgültige Fassung
aussehen wird.

Solange aber Bundesgesetze Diskrimi-|
nierungen enthalten, müssen sie von den
Behörden und den Gerichten (auch vom
Bundesgericht) angewendet werden,
denn aufgrund von Art. 113 Abs. 3 BV
gibt es in der Schweiz keine
Verfassungsgerichtsbarkeit'1'.

:ine vermehrte gerichtliche Auseinan
Idersetzung über die Gleichstellung von
[Mann und Frau würde zudem Diskussio-
jnen in der Öffentlichkeit auslösen und die-
Ise für die Ungleichheiten sensibilisieren.
lUm eine wirksame Handhabung für die
(Durchsetzung der Gleichstellung von
JMann und Frau zu haben, ist eine gänzli-
jche Ausmerzung der Diskriminierung auf
lallen Gesetzesstufen notwendig.

Auf Bundesebene können wir mangels
jjGesetzesinitiative2' keinen direkten Ein-
Ifluss auf die Gesetzesrevision nehmen.
Iwichtig ist es darum, dass die Frauen
verlmehrt die ihnen zur Verfügung gestellten
(Mittel ausschöpfen, vermehrt für ihre
(Rechte prozessieren3!.

Die kurze Bestandesaufnahme zeigt, dass
der Grundsatz der Gleichberechtigung zu
keinen grossen Veränderungen im rechtlichen

Bereich geführt hat. Darin zeigt sich
aber nur die Spitze der Diskriminierung.
Rechtliche Normen und ihre Anwendung
durch Behörden und Gerichte sind ein
Ausdruck für eine dahinterliegende
Einstellung der Bevölkerung.

Wenn sich unsere Gesellschaft soweit
geändert hat, dass die Geschlechterzugehörigkeit

kein Grund mehr für Ungleichbehandlung

und Sexismus ein leeres Wort
sein wird, dann fliesst dieses Bewusstsein
auch ins Recht ein, und es braucht keinen
Verfassungsartikel mehr, der Diskriminierung

verbietet. Art. 4 Abs. 2 BV genügt
nicht, um die jahrhundertealte
Unterdrückung der Frauen zu beseitigen, er ist
aber ein erster Schritt dazu. Es gilt nun,
unseren Rechten zum Durchbruch zu
verhelfen.

Um die Stellung der Frau auf rechtlicher
Ebene zu verbessern, verlangt Claudia
Kaufmann in einem Artikel im «plädoy-
er»4>, dass zusätzlich selbständige Gleich-
stellungsmassnahmen geschaffen werden
sollten. Die von ihr verlangten Massnahmen

will ich hier leicht gekürzt wiedergeben:



a) influenzierenda Massnahmen:

Durch staatliche Anreize (Subventionen,
Steuerbegünstigung etc.) sollen
privatwirtschaftliche Betriebe zur freiwilligen
Aufstellung von frauenfördernden
Aktionsplänen motiviert werden. In ihnen
verpflichten sich die Betriebe, über die
Einhaltung der Zielvorgaben bezüglich
Einstellung, Weiterbildung und Beförderung
des jeweils untervertretenen Geschlechts
regelmässig öffentlichen Bericht zu erstatten.

Die staatlichen Arbeitgeber müssten
mit gutem Beispiel vorangehen.

b) Gleichstellungsgesetzgebung:

Mittels einer Gleichstellungsgesetzgebung
wird versucht, rechtliche

Gleichstellungsnormen für möglichst viele
Lebensbereiche (möglichst in einem Gesetz) zu
erfassen5'. Neben Diskriminierungsverboten

und Gleichstellungsgeboten können,
auch spezielle Förderungsmassnahmen
für das jeweils unterrepräsentatierte
Geschlecht vorgesehen werden. Folgende
Bereiche sollten Berücksichtigung finden:

- Arbeits- und Ausbildungsbereich (Bsp.
generelles Gleichstellungsgebot,
Lohngleichheitsgebot, Schadenersatzpflicht
bei Diskriminierung, Gebot zur neutralen
Stellenausschreibung)
- Erziehung und Bildung (bsp. Verbot se-
xistischen Lehr- und Unterrichtsmaterials)
- Werbung und Bildung (bsp. Verbot sexi-
stischer Werbung)

c) Durchsetzungsorgan:

Zu seinen wichtigsten Aufgaben könnte
beispielsweise zählen:
- die Ombudsfunktion für
Gleichstellungsfragen

- die Einigungs-/Schlichtungsstelle für
Gleichstellungsstreitigkeiten
- das Klagerecht oder die Klagehilfeleistung.

Unterstützung von Diskriminierten
bei der Durchsetzung ihrer Rechte.
- die Öffentlichkeitsarbeit im ganzen
Gleichberechtigungsbereich. Die Anregung

zu und Mithilfe bei diesbezüglichen
Forschungsprojekten.

Gaby Gwerder

Hinweise
(1) Art. 113 Abs. 3 BV: ...«sind jedoch die von der

Bundesversammlung erlassenen Gesetze und
allgemeinverbindlichen Beschlüsse sowie die von ihr
genehmigten Staatsverträge für das Bundesgericht

massgebend». Das Bundesgericht kann also
nicht überprüfen, ob die oben erwähnten Erlasse
mit der Verfassung übereinstimmen. Wenn sie
verfassungswidrige Bestimmungen enthalten,
kann das Bundesgericht sie nicht aufheben.

(2) Auf Bundesebene kennen wir nur die Verfas¬
sungsinitiative. Die Gesetzgebung ist dem Parlament

überlassen.
(3) Wie die Frauen den Gleichheitsgrundsatz rechtlich

durchsetzen können, ist in der Broschüre «Gleiche
Rechte von Mann und Frau» in verständlicher Art
dargestellt. Der Ratgeber wurde herausgegeben
von: Nationales Komitee für die Durchsetzung der
gleichen Rechte für Mann und Frau. Er ist für Fr.
5.— zu beziehen bei OFRA, Postfach 4076, 3001
Bern. Die Beratungsstelle des 'Komitee 14. Juni
Zürich' bietet Information, Hilfe für Verhandlungen

und Rechtsbeistand für Auseinandersetzungen
vor Gericht. Rechtsauskünfte sind kostenlos.

Die Beratungsstelle befindet sich an der
Hohlstrasse 6, 8004 Zürich. Tel. 01/242 46 55.

(4) Kaufmann Claudia: «Die Gleichheit, die sie mei¬

nen» Iplädoyer, das Magazin für Recht und Politik,
Nr. 2, S. 121. Bezugsadresse: plädoyer, Postfach
1853, 4001 Basel)

(5) Die USA und viele europäische Staaten haben be¬

reits eine eigene Antidiskriminierungsgesetzge-
bung.

A propos Politik

Von Jongleusen und Ping-pong-Spielern oder über die
Finanzierung des St. Galler Frauenhauses

Das Frauenhaus St. Gallen spielt im Finanz-f
zirkus von Kanton und Gemeinden des Kt.j
St. Gallen, aber auch in ausserkantonalen
Gemeinden (AI, AR, TG) schon seit seinem]
Bestehen (Nov. 1980) eine Sondernum-j
mer, welche für die Betroffenen mehr als!
mühsam ist. Obwohl das Bedürfnis nach ei-l
ner solchen Institution in der Region inzwi-l
sehen längst ausgewiesen ist, fliessen demi
Frauenhaus noch immer keine regelmässi-l
gen Subventionen der öffentlichen Handf
zu. Der Kanton und die Gemeinden des Kts.
St. Gallen spielen sich den Ball abwech-J
selnd zu, wenn es gilt, zu den laufenden Ge-f
suchen um jährliche finanzielle Unterstüt-I

jzung Stellung zu beziehen. Die Unschlüs-J
sigkeit wird dadurch begründet, dass diel

(«Institution Frauenhaus» betreffend diel
(Zuständigkeit für die Subventionierung ge-l
Isetzlich nicht genau eingeordnet werdenf
lkönne.

Die Leidtragenden in diesem kleinlichen]
I Paragraphenkrieg sind natürlich einmal]
(mehr diejenigen, welche mit dieser undefi-j
jnierbaren Institution höchst definitiv zu-
[rechtkommen müssen: die Frauen des Mit-1
jarbeiterstabes vom Frauenhaus. Vreny Ei-l
isenbarth, Mitglied des St. Galler 'Verein!
|zum Schutz misshandelter Frauen' und Mit-I

Zuständige für das Finanzwesen des Frau-I
lenhauses, meint: «Es ist einfach belastend,!
Iwenn man von keinem Monat zum andern!
(weiss, ob das Geld reicht oder nicht und wo!
jman noch Geld flüssig machen könnte. Die-|
Ise blöde Jagd um's Geld hält uns viel zu festj]
Ivon der eigentlichen Arbeit ab, der Betreu-|
jung der ratsuchenden Frauenl»

(Die momentanen finanziellen Zuwendun-I
Igen kommen hauptsächlich von privaten!
(Spenden, aus Beiträgen verschiedener Kir-
jehen und kirchlicher Organisationen, ande-l
Iren Frauenorganisationen (z.B. Kulturfest)!
jund schliesslich von der Stadt St. Gallen,!

[Die beiden nachfolgenden Artikel berichten über hartnackige
und nervenaufreibende Kämpfe, welche Frauen mit der j

Polit-Maschinerie ausfechten, um die sozialen Institutio-
J nen, denen sie sich verpflichtet fühlen, finanziell über Was-
Iser halten zu können, ohne dabei ideologische Abstriche
(machen zu müssen. St. Gallen und Wil sind dabei zufällig
Handlungsorte.
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